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Wie viel Strahlendosis für wen?
Lange Lagerung, Offenhaltung und ein langer Entsorgungsprozess 
bedeuten zusätzliche Dosis für Beschäftigte

ie Sorgfaltspflicht bei der Entsorgung hoch radioaktiver Ab-
fallstoffe lässt sich als ein handlungspraktisches Dilemma

zeichnen: Auf der einen Seite steht der Anspruch an jede Entsor -
gungsoption, ein möglichst hohes Maß an (langfristiger) Sicher-
heit zu gewährleisten, das wiederum in einem möglichst gründli -
chen Prozess ihrer wissenschaftlichen Erforschung belegbar ist.
Zugleich soll ein möglichst hohes Maß an prozeduraler Fairness
und Nachvollziehbarkeit in der politischen Um- und Durch set -
zung erreicht werden. Diese Ansprüche implizieren einen gründ-
lichen Erforschungs- und Implementierungsprozess, der nicht
oh ne ein gewisses Quantum an Zeit auskommt. Auf der anderen
Seite stehen der unmittelbare Handlungsbedarf und mit ihm die
Forderung nach einer möglichst raschen und definitiven Entsor -
gung. Die möglichst rasche Entsorgung findet starke Fürsprache
in den Argumentationen und Schutzzielen des Strahlenschutzes,
nämlich die Exposition eines Menschen gegenüber ionisierender
Strahlung möglichst gering zu halten. Insbesondere Beschäftig -
te, die im Rahmen ihrer Tätigkeit in Lagerungs-, Konditionierungs-
und Entsorgungseinrichtungen regelmäßig mit radioaktiven Stof-
fen hantieren müssen, unterliegen strikter Überwachung durch
den praktischen Strahlenschutz.

Dieser Beitrag geht der Frage nach, inwieweit Ziele und Grund-
sätze des Strahlenschutzes durch einen langen Prozess der Lage -
rung und Entsorgung radioaktiver Reststoffe gefährdet sind, wenn
die Verantwortung für deren Handhabung über einen entspre-
chend langen Zeitraum auf Beschäftigte übertragen oder gar an
weitere Generationen von Beschäftigten „vererbt“ wird. Durch das
potenzielle Vererben stellen sich auch Fragen intergenerationaler
Gerechtigkeit insofern, als die notwendige oder beabsichtigte La -
gerung menschliches Eingreifen voraussetzt und damit Beschäf-
tigung in den Anlagen notwendig macht – eine möglichst gründ-
liche Entsorgung gefährdet also paradoxerweise die Einhaltung
von Strahlenschutzzielen gegenüber Beschäftigten.In der öffent -
lichen und politischen Diskussion tritt die potenzielle Exposition
der Beschäftigten gegenüber dem Schutz der Bevölkerung in fer -
ner Zukunft oft in den Hintergrund. Dieses Papier fokussiert auf
die Tatsache, dass ohne geeignete Rechtfertigung gegebenenfalls
Tätigkeiten im Sinne der Strahlenschutzverordnung(StrlSchV)ver-
anlasst werden, um sehr geringe Dosen, deren Auftre ten zudem
noch höchst unsicher ist, in ferner Zukunft zu vermei den.

Strahlenschutz: Szenarien und Richtlinien

Betrachten wir eine Situation, in der hoch radioaktive Stoffe in ei -
ne tiefe geologische Formation verbracht worden sind. Für eine po-
tenzielle Rückholung gelten dann Randbedingungen, die je nach
zeitlicher Phase stark variieren können. Bei noch laufender Ein-
lagerung ist der Aufwand vergleichsweise klein, steigt aber pro -
por tional mit dem Fortschritt des Verschlusses (NEA 2012). Un-
abhängig davon jedoch gelten die allgemeinen Grundsätze des
Strahlenschutzes (StrlSchV): Rechtfertigung, Dosisbegrenzung
und Vermeidung unnötiger Strahlenexposition und Dosisredu -
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satz verletzt, nach dem für alle Personen die gleichen Schutzzie -
le gelten sollten (etwa Persson und Shrader-Frechette 2001, Silini
1992). Auf der anderen Seite ist die Ausübung sehr vieler Berufe
mit einem erhöhten Risiko verbunden. Die ICRP beschäftigt sich
seit Langem mit ethischen Überlegungen zum Strahlenschutz.
Zurzeit erstellt eine Arbeitsgruppe (Initiative on the Ethics of Radio -
logical Protection) eine Veröffentlichung, die auch die Frage behan-
delt, wie die verschiedenen Perspektiven der konsequentialisti-
schen, der deontologischen und der Tugendethik im System des
Strahlenschutzes zum Tragen kommen (Clement 2017).

Im Gegensatz zu den oben diskutierten Ingestionsdosen han-
delt es sich bei ordnungsgemäßem Ablauf fast ausschließlich um
externe Exposition durch durchdringende Strahlung (Gamma und
Neutronen). Diese treten jedoch nicht nur unter Umständen nach
einer unvorhergesehenen Entwicklung auf, sondern sind notwen -
dige Konsequenz. Bei Unfällen, etwa der Handhabung undich-
ter Behälter, kann es zu zusätzlichen, dann sehr hohen Dosen für
Beschäftigte aufgrund Inhalation radioaktiver Stäube kommen.
Dieses Risiko kann durch Sicherheitsvorkehrungen und einen
hohen Anteil von Fernhantierung verkleinert werden, ist aber nicht
ganz auszuschließen. Zusammenfassend ist also festzustellen,
dass jedes Handling der Abfälle, sowohl bei erstmaliger Einla-
gerung als auch bei Rückholung oder Bergung, auf alle Fälle zu
Strahlendosen einer gewissen Anzahl von Personen, nämlich der
Beschäftigten, führt.

Das Gebot der Rechtfertigung

Nach dem Gebot der Rechtfertigung muss abgewogen werden, ob
„neue Tätigkeitsarten, mit denen Expositionen von Mensch und
Umwelt verbunden sein können, (…) unter Abwägung ihres wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen oder sonstigen Nutzens gegen die
möglicherweise von ihnen ausgehende Beeinträchtigung gerecht-
fertigt seien. Bei der Rechtfertigung sind die berufliche Expositi -
on, die Exposition der Bevölkerung (…) zu berücksichtigen“ (Art.
1 Teil 2 Kap.1 §6. S.23 StrlSchG); sehr ähnlich zur bestehenden
StrlSchV.

Die Gebote der Rechtfertigung und Optimierung (NEA 2012)
gelten auch ohne Abstriche im Fall der Rückholung (ICRP 2013).
Es muss also ein robustes System von Kriterien geschaffen wer-
den, die anzeigen, dass die potenzielle Gefährdung durch einen
Verbleib der Abfälle in einem sich nicht auslegungskonform ent-

zie rung. Für eine Quantifizierung mit Grenzwerten oder Richt-
werten unterscheidet die Internationale Strahlenschutzkommis-
sion (ICRP) zwischen (a) geplanten, (b) bestehenden und (c) Not-
fall-Expositionssituationen (ICRP 2007): 
(a) umfasst den geplanten Betrieb von Anlagen einschließlich

der Stilllegung, die Beseitigung von radioaktivem Abfall.
Auch laufende Tätigkeiten sind geplante Expositions -
situationen.

(b) beschreibt Expositionssituationen, die bereits bestehen,
wenn eine Entscheidung über ih re Kontrolle getroffen 
werden muss, zum Beispiel die Sanierung zuvor belasteter
Gebiete. Eingeschlossen sind auch Situationen, die frühere
Tätigkeiten betreffen.

(c) bezieht sich auf einen mit Strahlenexposition verbundenen
Notfall, der während Tätigkeiten oder Arbeiten auftreten oder
sich daraus entwickeln kann und Sofortmaßnahmen erfordert.

Es ist nicht zu erwarten, dass eine Rückholung im Rahmen ei -
ner Notfallexposition im Sinn (c) auftreten wird. Im Gegensatz zu
Unfällen bei Kernkraftwerken im laufenden Betrieb wäre die Aus-
breitung von Radionukliden im Falle des Versagens eines tiefen
geologischen Lagers unabhängig vom gewählten Standort und
des Wirtsgesteins zeitlich verzögert und räumlich auf einige Kilo -
meter begrenzt. Sicherheitsanalysen und geochemische Trans-
portmodellierungen (Lee et al. 2007) ergeben, dass die zu erwar-
tenden Radionuklidströme um viele Zehnerpotenzen niedriger
wären als bei kerntechnischen Unfällen, wie sie in Tschernobyl
und Fukushima aufgetreten sind (Steinhauser et al. 2014). Dem-
entsprechend ließe sich das Versagen eines tiefen geologischen
Lagers nicht mit einer Reaktorhavarie gleichsetzen. Eine nach re -
alistischer Modellierung eventuell auftretende Strahlendosis auf-
grund Ingestion mit der Nahrung (oder Inhalation bei Freisetzung
über den Luftpfad) für die Bevölkerung läge nach allen bisherigen
Erkenntnissen (Watkins et al. 1999) unterhalb, teilweise sogar sehr
weit unterhalb eines Hundertstels der natürlichen Strahlendosis
von etwa zwei Millisievert pro Jahr (in Deutschland), wie dies vom
damaligen Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re -
aktorsicherheit (BMU) im Jahr 2010 auch gefordert wurde (BMU
2010). Sie bleibt damit unterhalb der natürlichen Schwankungs-
breite der Hintergrundstrahlung. Ein Umzug von zum Beispiel
Hannover nach Freiburg oder München hätte – gemäß Defini-
tion in BMU (2010) – eine deutlich höhere zusätzliche Dosis zur
Folge als die aufgrund des Austritts von Radionukliden aus einem
Endlager; selbst bei unwahrscheinlichen Entwicklungen.

Auch unvorhergesehenen1 Entwicklungen eines Lagers kann
im Rahmen geplanter Tätigkeiten (also Fall (a)) mit angemesse-
nen Planungs- und Vorlaufzeiträumen entgegengewirkt werden.2

Bei heutiger Gesetzeslage gelten dann Höchstwerte für die jähr-
liche effektive Dosis für Beschäftigte von 20 Millisievert, also dem
Zehnfachen der natürlichen Jahresdosis. Die Bevölkerung (reprä -
sentative Person) darf nicht mehr als ein Millisievert Dosis erhal -
ten. Dieser double standard ist in vielen Ländern gängige Praxis,
wird aber außerhalb der Strahlenschutzfachwelt auf der Grund-
lage egalitaristischer Normen kritisiert, da er den Gleichheitsgrund-

>

1 Den Terminus „unvorhergesehen“ verwenden wir in bewusster Abgrenzung
zu den unwahrscheinlichen Entwicklungen. In BMU (2010) geht es im
Wesent lichen um die Entwicklungen im Lager, die ganz ohne oder bei 
unzurei chendem Eingreifen eine Exposition der Bevölkerung zur Folge hätten
(zum Beispiel Grenzwert 100 Mikrosievert pro Jahr). Hier sind Expositions-
situationen allgemeiner adressiert, die zum Beispiel auch für die Beschäftig-
ten bei notwendigen, aber eben unvorhergesehenen Tätigkeiten bei der
(erneu ten) Handhabung der Abfälle entstehen.

2 Die etwas unglückliche Definition einer Bergung, also einer ungeplanten
Rückholung, als Notfallmaßnahme in BMU (2010) darf nicht mit einer 
Notfall-Expositionssituationen gemäß (c) gleichgesetzt werden.
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wickelnden Endlager höher einzuschätzen ist als der aus der
Be lastung der Beschäftigten bei der Rückholung erwachsende
Schaden.

Zudem muss die Belastung mit eingerechnet werden, die der
Gesellschaft entsteht, wenn Abfälle zunächst wieder oberirdisch
zwischengelagert werden müssen, vermutlich zunächst, ohne dass
eine alternative Entsorgungsoption vorhanden sein wird (NEA
2012). In diesem Fall müssen die Betrachtungen über den Strah-
lenschutz hinaus, etwa auch auf ökonomische Gesichtspunkte,
erweitert werden. Nicht berücksichtigt sind in diesen Szenarien
die Belastungen, die durch die Handhabung radioaktiver Stoffe
in obertägigen Anlagen zur langfristigen Lagerung entstehen.

Potenzielle Exposition und Verteilungs -
gerechtigkeit

Es kommen hier zwei normative Topoi zum Tragen: die Ethik des
Risikos und die Frage nach distributiver Gerechtigkeit in Fällen
von Lastenallokation. Diese beiden greifen bei Entsorgungsfor-
men, die auf menschliches Handeln angewiesen sind, ineinan-
der. Legen wir risikoethisch beispielsweise das MiniMax-Krite-
rium3 an, so lautet das Gebot, den maximalen Schaden für die
Bevölkerung durch sicherndes Handeln zu minimieren. Dieses
Handeln muss jedoch durchgeführt werden und wird damit als
Last oder Aufgabe auf eine bestimmte Berufsgruppe übertragen.
Für diese würde dann das Gebot insofern verletzt, als ihr mehr
potenzielle Exposition übertragen würde, als in einer wartungs-
freien Entsorgung nötig wäre. Es handelt sich dann um eine kon-
sequenzialistische Abwägung zwischen der immanenten Belas-
tung einer relativ kleinen Gruppe und der potenziell geringeren
Belastung einer größeren Gruppe, also um ein Urteilen über Kos-
ten und Nutzen für bestimmte Gruppen. Wie oben erwähnt, ist
diese in Risikotechnologien und -berufen nicht unüblich (zum
Beispiel im Bergbau), birgt allerdings die Gefahr, die Freiwillig-
keit der Berufswahl zu überschätzen (Persson und Shrader-Fre-
chette 2001, S. 22).

Bei der Entscheidung für eine Lagerungsform müssen also ver-
schiedene potenzielle Expositionsszenarien gegeneinander abge -
wogen werden. Es ist zu unterscheiden zwischen faktischen4 Si -
tuationen und hypothetischen Szenarien: Jede Lagerung, die auf
menschliche Interaktion angewiesen ist, birgt faktische Exposi -
tionsrisiken, während jeder Schadensfall mit hypothetischen Ex -
positionsrisiken operiert. Wir gehen davon aus, dass sich Risiken
aufgrund faktischer oder planbarerer Situationen und Abläufe im
Allgemeinen für alle Betroffenenkreise besser kalkulieren lassen
als hypothetische Risiken, da deren Eintreten mit größerer Unge -
wissheit behaftet ist. Die obertägige Lagerung, welche auf konti -
nuierliche Überwachung und Wartung angelegt ist, birgt ein ver -
hältnismäßig hohes faktisches Expositionsrisiko, das sich jedoch
relativ gut kalkulieren lässt, da Messungen vorgenommen wer-
den können. Eine rückholbare Tiefenlagerung birgt für Angestell -
te radiologische und bergtechnische Risiken, die wiederum in den
Arbeitsschutz miteinzukalkulieren sind. Eine wartungsfreie Tie-
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fenlagerung hingegen exponiert nach Verschluss zwar keine Be-
schäftigten mehr, birgt jedoch im (hypothetischen) Versagensfall
schwer zu kalkulierende Risiken für Beschäftigte und Biosphäre,
insbesondere dann, wenn die Entscheidung zur Notfallbergung
getroffen wird – wie im Fall des Versuchsendlagers Asse II.

Eine Ungerechtigkeit in der Lastenallokation der radiotoxischen
Expositionsrisiken besteht gegenüber Beschäftigten in jedem Fall
– faktisch und hypothetisch – und ist stets im Versagensfall po-
tenziell größer, da schwieriger zu kalkulieren, als im Normalbe -
triebsfall.

Unter Berücksichtigung distributiver Generationengerechtig -
keit ist ferner abzuwägen, ob die Gewissheit einer notwendigen,
doch besser zu kalkulierenden Handhabung radioaktiver Stoffe
oder die Ungewissheit einer (in jedem Fall aufwendigeren)Notfall -
handhabung das kleinere respektive größere zu tradierende Übel
sei. Die Schwierigkeit besteht darin, die Belastung der Beschäf-
tigten jetzt oder der folgenden zwei bis drei Generationen gegen-
über einer potenziellen Belastung in ferner Zukunft abzuwägen.
Die ICRP merkt dazu an, dass „Dosis-Abschätzungen, die über
Zeiträume von einigen hundert Jahren in die Zukunft hinausge -
hen, nicht als Maß für den strahlenbedingten Gesundheitsscha-
den betrachtet werden. Sie sind eher als Indikatoren für den Schutz,
den das Endlager leisten kann, zu betrachten“ (ICRP 2007, S.99).
Dies wird von der ICRP aufgegriffen mit dem Zusatz, dass die
Abfälle zum Zeitpunkt der Rückholung durch Korrosion und De-
gradation in einem schlechteren Zustand sein werden. Dies dür-
fe nicht den Schutz von Mensch und Umwelt in einem unakzep -
tablen Maß beeinflussen (ICRP 2013).

Fazit

Es bleibt in allen Fällen zu bedenken, dass Beschäftigte in nuklea -
 ren Entsorgungsanlagen als Risikogruppe berücksichtigt und als
Parameter in der Beurteilung von Strahlenschutzrichtlinien auch
im öffentlichen Diskurs wahrgenommen werden müssen, zumal
die rechtlich zulässigen Dosen für die verschiedenen Personen-
gruppen erheblich divergieren. Ein double standard in der Festset -
zung von Dosishöchstleistung verletzt in jedem Fall das Prinzip
der Gleichheit. Jede Lagerungsform, die – aus Gründen des Schut-
zes vor Exposition – auf Handhabung der Stoffe ange wiesen ist,
folgt demnach utilitaristischen Erwägungen, wonach die höhe-
re Exposition einer kleinen Gruppe zugunsten des Schutzes der
größeren Gruppe in Kauf genommen wird. Dies widerspricht
unter Umständen auch den Zielen des Strahlenschutzes selbst. 

3 Das MiniMax- oder MaxiMin-Kriterium wurde 1950 von Abraham Wald in
die risikoethische Debatte eingeführt und unter anderem von Hans Jonas
weitergedacht. Jonas erhebt das Kriterium im Prinzip Verantwortung (1979)
zur normativen Grundlage der konservativen Schätzung, wenn es gilt,
Katastro phen zu vermeiden – in dubio contra proiectum. Vergleiche Nida-
Rümelin et al. (2012), S. 95 f. Siehe auch Köhnke und Riemann (2016), S. 107.

4 Mit „faktisch“ sind klar definierte schon bestehende oder klar planbare
Expo sitionssituationen gemeint.
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